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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 8. November 1971 unter Mit 
Wirkung des SenatsPräsidenten Hubert Meyer sowie der Bun 
desrichter Dr. Kreft, Dr. Arndt, Br. Beyer und Gähtgens

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird - unter 
ihrer Zurückweisung im übrigen - das Urteil 
des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Frankfurt (Main) vom 6. März 1969 teilweise 
aufgehoben sowie auf die Berufung des Klägers 
das Grund- und Teilurteil der 4. Zivilkammer 
des Landgerichts Frankfurt (Main) vom 28. Ok­
tober 1965 teilweise abgeändert und wie folgt 
erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt, an den Klä­
ger 20.000 DM nebst 4 $> Zinsen seit dem 
21. Mai 1965 zu zahlen.

Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

Von den Kosten der Revision tragen der Klä­
ger 1/3 und die Beklagte 2/3; die Kosten der 
beiden ersten Rechtszüge werden gegeneinan­
der aufgehoben.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
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Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Tatbestand:

Der Kläger verlangt von der beklagten Stadt eine 
angemessene Entschädigung für geschäftliche Nachteile, 
die ihm als Straßenanlieger durch Arbeiten für den Bau 
einer unterirdischen Stadtbahn entstanden sind.

Der Kläger betreibt seit vielen Jahren im Norden 
von im Hause L^pstraße Nr.
in gemieteten Räumen eine Drogerie. Im Jahre 1954 er­
richtete er in der G ^ m ^ s t r a ß e  ^  einen Zweigbetrieb; 
beide Geschäfte sind ungefähr 1,5 km voneinander ent­
fernt. Der Hauptbetrieb liegt dicht an einem bedeuten­
den Verkehrsknotenpunkt der Stadt, nämlich südlich der 
Kreuzung der DflBstraße mit dem äußeren
Anlagenring und A f B H I H H i ) *  Die

L^^straße hat lebhaften Verkehr und nahm mehre­
re Straßenbahnlinien sowie zwei elektrische Überlandbah­
nen auf. Unmittelbar vor dem Geschäft des Klägers be­
fand sich eine Umsteigehaltestelle mit einer besonderen 
Verkehrsinsel.

Zur besseren Bewältigung des Massenverkehrs und 
zur Entlastung des Straßenzuges beschloß die Beklagte 
den Bau einer unterirdischen Stadtbahn - im folgenden 
kurz "U-Bahn" benannt -, die auch unter der 
^^^^JL^Bstraße verlaufen sollte. Die Vorbereitungs­
arbeiten dafür begannen im März 1963. Für Arbeiten an 
Versorgungsleitungen, insbesondere für Gas und Wasser, 
die durch den beabsichtigten U-Bahn-Bau notwendig wur­
den, wurde vom 23. März bis 24. April 1963 und vom
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5. bis 15. August 1965 vor dem Hause E( 
straße bzw. eine 2 x 3 m große Baugrube ausge­
hoben, die den Bürgersteig auf 1,42 m verengte. Für die 
Neuverlegung von Versorgungsleitungen wurden Gräben von 
etwa 1-2 m Breite auf dem Gehweg langsam vorgetrleben; 
dadurch wurde der Weg für Fußgänger vor der Drogerie des 
Klägers vom 30. Juli bis 28. August 1964 wiederum auf 
etwa 1,42 m Breite beschränkt.

Die eigentlichen Tunnelarbeiten begannen am 28.
Juni 1963 mit dem Einsatz einer Dampframme nördlich der 
Kreuzung mit dem Anlagenring und wurden von dort nach 
Süden vorgetrieben. Der Durchgangsverkehr der Straße 
vor dem Hause D^^straße wurde vom
25. August 1963 an eingestellt. Am 24. September 1963 
wurde die Straßenbahn in der Straße für immer stillge­
legt. Am 1.Oktober 1963 begann der Straßenaufbruch für 
die Tunnelbaugrube im Bereich des Grundstücks E p f l P  

L^^straße die Grube wurde durch einen etwa
2 m hohen Bauzaun begrenzt, der vor dem Hause des Klä­
gers eine Einfahrt für den Baustellenverkehr hatte. Der 
durchgehende Fahrzeugverkehr wurde zwar am 15. Oktober 
1963 wiedereröffnet,aber zunächst nur auf der dem Hau­
se Nr. zugewandten Straßenhälfte und mit halbtags 
wechselnden Fahrtrichtungsgeboten. Ende März 1966 waren 
die Arbeiten abgeschlossen; spätestens von diesem Zeit­
punkt an bestanden keine Verkehrsbeschränkungen auf der 

LdBstraße mehr. Der Bürgersteig war al­
lerdings erst im Oktober 1967 wieder hergestellt.

Der Kläger hat vorgetragen;

Infolge der mit den Arbeiten verbundenen Ver­
kehrsbehinderungen und Belästigungen sei der Umsatz
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in seiner Drogerie L^Pstraße ^ p  und da­
mit sein Verdienst erheblich zurückgegangen, insbesonde­
re seit August 1963, statt der allgemeinen konjunkturel­
len Wachstumstendenz zu folgen. Der Reingewinn der Dro­
gerie habe im Jahre 1962 noch 15.398 DM, im Jahre 1963 
nur 12.279 DM und im Jahre 1964 lediglich 5.773 DM betra­
gen. Für dieses im Interesse der Allgemeinheit auferleg­
te unzumutbare Sonderopfer müsse ihm eine angemessene 
Entschädigung gewährt werden.

Der Kläger hat in erster Instanz den bis zur Klager­
hebung entstandenen Schaden mit 19.744 DM als Leistungs­
klage geltend gemacht und daneben Feststellungsklage er­
hoben, aber im zweiten Rechtszug nur beantragt, die Be­
klagte zur Zahlung von 45-000 DM nebst Zinsen zu verur­
teilen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen, 
und insbesondere vorgetragen: Der Kläger als Straßenan­
lieger müsse Beeinträchtigungen durch Straßenausbesse­
rungsarbeiten entschädigungslos hinnehmen, wenn die Ar­
beiten sachgemäß und fristgerecht durchgeführt würden. 
Dasselbe gelte für die Arbeiten zum Bau einer Unterpfla­
sterbahn, weil auch diese nur dazu diene, die Straßen 
den veränderten Verkehrsbedürfnissen anzupassen. Sie hat 
bestritten, daß alle Schäden durch den Bau der Unter­
grundbahn entstanden seien, da viele Kunden durch die 
dauernde Einstellung des Straßenbahnbetriebes weggeblie­
ben seien. Ein Teil der Kunden sei nach der Zweigstel­
le in der G^p^J ^ t r a ß e  abgewandert. Im übrigen müsse 
sich der Kläger die Vorteile anrechnen lassen, die ihm 
zufließen würden, weil vor seinem Laden ein Bahnhof für 
die U-Bahn errichtet worden sei, wodurch der Verkehr 
erheblich ansteige.
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Das Landgericht hat durch Grund- und Teilurteil 
den Zahlungsanspruch dem Grunde nach insoweit für ge­
rechtfertigt erklärt, als eine angemessene Entschädi­
gung für Beeinträchtigungen durch den TJ-Bahn-Bau seit dem 
25. Februar 1965 verlangt werde und die Schäden nicht 
auf die Herausnahme der Straßenbahn aus der Straße zu­
rückzuführen seien; es hat mit dieser Einschränkung auch 
dem Feststellungsantrag wegen der weiteren Schäden ent­
sprochen. Das Landgericht hat einen Anspruch auf Enteig­
nungsentschädigung wegen der Folgen des U-Bahn-Baus be­
jaht; es meint Jedoch, der Anlieger müsse, solange sei­
ne Existenz nicht gefährdet würde, für eine gewisse Zeit 
derartige Behinderungen hinnehmen; dafür erscheine eine 
Frist von 18 Monaten angemessen, so daß der Kläger erst 
Entschädigung ab 25. Februar 1965 verlangen könne.

Dagegen haben beide Parteien Berufung eingelegt.
Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Beklagten 
zurückgewiesen und auf das Rechtsmittel des Klägers die 
Beklagte zur Zahlung von 30.000 DM nebst Zinsen verur­
teilt, Jedoch im übrigen die Klage abgewiesen und die 
weitergehende Berufung des Klägers zurückgewiesen. Das 
Oberlandesgericht hat seine Entscheidung im wesentli­
chen mit folgenden Erwägungen begründet:

Ein Anspruch aus Amtspflichtverletzung oder we­
gen enteignungsgleichen Eingriffs bestehe nicht, weil 
die Beklagte die Arbeiten sachgemäß geplant und ent­
sprechend fristgerecht durchgeführt habe. Dem Kläger 
stehe aber ein Anspruch auf Entschädigung wegen Ent­
eignung zu. Denn derartig weitgehende Beeinträchtigun­
gen durch Bauarbeiten für eine U-Bahn stellten schon



einen Eingriff in den Gewerbebetrieb selbst dar. Aller­
dings müsse der Straßenanlieger die Folgen gewisser Maß­
nahmen hinnehmen, wie den Gemeingebrauch anderer, die 
Folgen von Verkehrsregelungen sowie von Ausbesserungs­
und Verbesserungsarbeiten an der Straße oder an den üb­
licherweise im Straßenkörper verlegten Versorgungslei­
tungen. Das gelte aber nicht für die Belästigungen und 
Verkehrsbeschränkungen durch den Bau einer Untergrund­
bahn. Eine zeitliche Begrenzung, insbesondere eine sol­
che von 18 Monaten könne dabei nicht gemacht werden. Je­
doch entfalle eine Entschädigungspflicht für die Zeit 
der sogenannten Vorbereitungsarbeiten zur Verlegung oder 
Sicherung der verschiedenen Versorgungsleitungen. Auch 
könne der Kläger eine Entschädigung nicht wegen der Schä 
den verlangen, die durch Herausnahme der Straßenbahn 
entstanden seien. Danach stehe ihm eine angemessene Ent­
schädigung nur für die Zeit vom 1. Oktober 1963 bis 31. 
März 1966 zu. Die Entschädigung sei danach zu bemessen, 
welcher Gewinn ihm entgangen sei. Dabei folge das Beru­
fungsgericht dem Gutachten Dr* Bflüi^. Beim Umsatz müs­
se die durchschnittliche Zuwachsrate aller Drogerien in 

hinzugerechnet, aber ein gewisser Prozentsatz 
als Folge der Herausnahme der Straßenbahn wieder abge­
setzt werden. Dann ergebe sich für die streitige Zeit 
ein entgangener Reingewinn von 30.000 DM. Eine Vorteils­
ausgleichung komme nicht in Betracht, weil die Halte­
stelle der U-Bahn dem Kläger keine zusätzlichen Kunden 
zuführe*

Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision der 
Beklagten, mit der sie ihren Abweisungsantrag weiter 
verfolgt. Der Kläger beantragt Zurückweisung der Revi­
sion.
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Bntscheidungggründe:

I.
Keine rechtlichen Bedenken bestehen gegen die Ent­

scheidung des Berufungsgerichts,daß dem Kläger dem Grun­
de nach ein Anspruch auf Enteignungsentschädigung zu­
steht.

1. Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes hat 
für Fälle der Schädigung des Gewerbes eines Straßenan­
liegers durch Straßenarbeiten - unabhängig vom Bau ei­
ner U-Bahn - folgende Grundsätze entwickelt:

Der Straßenanlieger nimmt am Gemeingebrauch der 
Straße teil. Er benutzt dabei den Verkehr zur Kunden­
werbung; er ist auf diesen "Kontakt nach außen" sogar 
angewiesen. Deshalb rechnet die Rechtsprechung bei Ge­
werbebetrieben von Straßenanliegern zum geschützten 
Bestand des Betriebes auch die besondere Lage an der 
Straße, diesen "Kontakt nach außen", der dem Betrieb 
den Zugang zur Straße sowie die Zugänglichkeit von , 
der Straße her gewährt und dem Inhaber eine Einwir^- 
kung durch Werbung auf den vorüberfließenden Verkehr 
und damit das Gewinnen von Laufkund sc haf t ermöglicht. 
Der Betriebsinhaber kann diesen Vorteil von der Straße 
aber nur im jeweiligen Rahmen des Gemeingebrauchs er­
wartender ständigem Wandel unterworfen ist. Insoweit 
ist er mit dem Schicksal der Straße verbunden und muß 
auch die Folgen von Verkehrsregelungen und gewissen 
Verlagerungen des Verkehrs hinnehmen, solange die Stras­
se als solche und als Verbindungsmittel zum öffentli-
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chen Wegenetz erhalten bleibt. Der Anlieger muß den Ge­
meingebrauch anderer sowie die Behinderungen durch Aus­
besserungs- und Verbesserungsarbeiten an der Straße ent­
schädigungslos dulden. Denn der Gemeingebrauch ist not­
wendig bereits durch die Zweckbestimmung der Straße in 
der Weise begrenzt, daß auch die Anlieger gewisse, den 
Gemeingebrauch tatsächlich einschränkende Maßnahmen,die 
aus dem Zweck der Straße folgen, hinnehmen müssen, so­
fern nur die Straße als Verkehrsmittler erhalten bleibt. 
Mit solchen Beeinträchtigungen, die das Zusammenleben 
der Menschen mit sich bringt, muß der Anlieger von vorn­
herein rechnen, er muß sie entschädigungslos in Kauf 
nehmen; weiter geht sein Rechtstitel nicht. Die Behörde 
muß jedoch bei solchen Arbeiten den Grundsatz der Ver- 
hältnismäßigkeit beachten und jede überflüssige Verzö­
gerung vermeiden. Die Verkehrsbehinderungen durch der­
artige Straßenarbeiten bleiben nur dann in den entschä­
digungslos hinzunehmenden Grenzen, wenn sie nach Art 
und Dauer nicht über das hinausgehen, was bei ordnungs­
mäßiger Planung und Durchführung der Arbeiten mit mög­
lichen und zumutbaren Mitteln sächlicher und persönli­
cher Art notwendig ist. Bei einer nicht \merheblichen 
Überschreitung dieser Grenze besteht ein Anspruch auf 
Entschädigung wegen rechtswidrigen, enteignungsgleichen 
Eingriffs.

Zu den Arbeiten an der Straße, deren vorüberge­
hende Folgen der Anlieger bei sachgemäßer Durchführung 
entschädigungslos hinzunehmen hat, gehören auch die 
Arbeiten an Versorgungsleitungen und ähnlichen Anla­
gen, die üblicherweise im Interesse der Allgemeinheit 
mit der Straße verbunden oder im Straßenkörper unter­
gebracht werden. Das gleiche gilt für Behinderungen
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durch Arbeiten, die sich aus der Notwendigkeit ergeben» 
die Straße den veränderten Verkehrsbedürfnissen anzu­
passen.

Das alles ist inzwischen gefestigte Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs, die insbesondere in folgenden 
Entscheidungen niedergelegt ist:

BGHZ 8, 273 - Elensburger Hafermarkt 13; 23, 157; 
23, 235; 30, 241; 45, 150 - Elbe-Leitdamm; 48, 58 - 
Rheinuferstraße; 48, 65; 55, 261 - Soldatengaststätte; 
ferner: BGH Urteil vom 24. April 1958 - III ZR 230/56 - 
Rathausneubau in Stuttgart = LM Art. 14 GG Anhang Nr.
76; Urteil vom 7. Juli I960 - III ZR 116/59 = Warn 1959/ 
60 Nr. 456 = NJW I960, 1995; Urteil vom 11. Juli 1963 
- III ZR 26/62 = WM 1963, 1100; Urteil vom 31. Januar 
1963 - III ZR 88/62 = Warn 1963 Nr. 28 = MDR 1963, 478; 
Urteil vom 30. April 1964 - III ZR 125/63 - Bärenbaude 
= Warn 1964 Nr. 122 = MDR 1964, 656; Urteil vom 2. Ok­
tober 1967 - III ZR 89/65 = Warn 1967 Nr. 258; Urteil 
vom 8. Januar 1968 - III ZR 110/67 = Warn 1968 Nr. 6.

2. Mit den Folgen der Auswirkungen eines U-Bahn- 
Baus für Straßenanlieger hat sich der Senat bisher 
einmal befaßt und dazu in seinem Urteil vom 5. Juli 
1965 (III ZR 173/65 - Buschkrugbrücke in Berlin = Warn 
1965 Nr. 168 = NJW 1965, 1907) folgendes ausgeführt:
Zu den Arbeiten an Leitungen, Röhren und ähnlichen An­
lagen, die üblicherweise im Interesse der Allgemein­
heit im Straßenkörper liegen oder mit ihm verbunden 
sind, gehörten nicht ohne weiteres Arbeiten für Tun­
nel oder Gräben einer Schienenbahn unter dem Pflaster.
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Derartige Verkehrsmittel finde man nur in wenigen Städten 
und nur unter wenigen Straßen, so daß es sich nicht um 
die mit einer Straße üblicherweise verbundene Einrich­
tung handele, zumal eine Unterpflasterbahn nicht immer 
dem Straßenkörper folge. Ein Straßenanlieger brauche 
deshalb derartige Verkehrsbeschränkungen, insbesondere 
für die Anlage neuer Untergrundbahnen nicht entschädi­
gungslos zu dulden.

Diese Entscheidung hat vielfältige Kritik erfah­
ren, insbesondere aus Kreisen der Kommunalverwaltungen.
Die Revisionsbegründung hat dieses und weiteres Mate­
rial zusammengestellt und ausgewertet. Der Senat hat 
die Problematik nochmals durchdacht. Er kann seine frü­
heren Ausführungen nicht voll aufrechterhalten, die 
teilweise aber durch den damaligen vom jetzigen Fall 
abweichenden Sachverhalt begründet waren. Der Senat 
faßt seine Auffassung zu der Frage, ob Beeinträchti­
gungen von Straßenanliegern durch U-Bahn-Bauten ent­
eignenden Charakter haben, nunmehr - abgesehen von dem 
hier nicht vorliegenden Fall einer unsachgemäßen und 
damit rechtswidrigen Bauausführung - dahin zusammen:

Auszugehen ist von dem Begriff der Enteignung, 
weil immerhin die Arbeiten für die Anlage einer Unter­
grundbahn dem Interesse der Allgemeinheit dienen, so 
daß es naheliegt, auch die Kosten der Allgemeinheit 
und nicht einzelnen Bürgern aufzuerlegen. Eine Enteig­
nung ist der hoheitliche Eingriff, der im öffentlichen 
Interesse einem einzelnen unmittelbar an seinem Eigen­
tum oder seinen sonstigen Vermögenswerten Gütern ein 
Opfer auf erlegt, das über die Grenze der Sozialbindung
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des Eigentums hinausgeht. Diese Grenzziehung zwischen 
der entschädigungslos hinzunehraenden Sozialhindung des 
Eigentums und der entschädigungspflichtigen Enteignung 
kann gerade in Fällen dieser Art nicht nach starren 
oder festen, allgemein gültigen Grenzen erfolgen. Denn 
der Straßenanlieger,der den Gemeingebrauch an der Stras­
se für seinen Gewerbebetrieb ausnutzt und diesen Kon­
takt zum Straßenverkehr geradezu benötigt, muß auch den 
ständigen Wechsel hinnehmen, dem der Gemeingebrauch ei­
ner öffentlichen Straße unterliegt. Wer an einer beste­
henden Straße baut, darf zwar darauf vertrauen,daß die­
se Straße als Verbindung zum öffentlichen Wegenetz be­
stehen bleibt, kann aber nicht davon ausgehen, daß das 
Bild der Straße und ihre Beziehung zum Gesamtverkehr 
ständig unverändert bleiben. Der Anlieger muß deshalb 
- da seine Rechtsposition als Inhaber eines an einer 
öffentlichen Straße liegenden Gewerbebetriebes nicht 
weiter reicht - beispielsweise die Folgen von verkehrs­
regelnden Maßnahmen hinnehmen, die mit den Änderungen 
der Verkehrssituation auf der Straße immer häufiger not­
wendig werden. Der Anlieger muß weiter die Behinderun­
gen entschädigungslos dulden, die durch Vornahme von Er- 
haltungs- und Ausbesserungsarbeiten nötig werden. Dar­
über hinaus muß er, wie der Senat wiederholt entschie­
den hat, grundsätzlich Beeinträchtigungen ertragen,die 
durch solche sachgerecht ausgeführten Arbeiten entste­
hen, die der Verbesserung und Modernisierung der Straße, 
also der Anpassung der Straße an den steigenden und sich 
ändernden Verkehr dienen.

Schon Art und Zeitdauer solcher Straßenarbeiten 
können ganz erheblich sein und zu einschneidenden Be­
einträchtigungen der Anlieger führen. Denn Städtebau-
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liehe und verkehrspolitische Erwägungen gebieten es heu­
te mehr als früher, beispielsweise an verkehrswichtigen 
Kreuzungen einen Straßenzug höher oder tiefer zu legen, 
um den Verkehr gefahrloser und flüssiger zu gestalten, 
oder überhaupt den Verkehr auf längeren Strecken in ver­
schiedene Ebenen zu verlegen. Der Bau von Tunneln oder 
Brücken für Fußgänger wird immer häufiger notwendig und 
dann oft dazu benutzt, gleichzeitig unterirdische La- 
denpassagen einzurichten. Man hört schon davon, über­
haupt den innerstädtisehen Verkehr auf weite Teile in 
zwei Ebenen aufzuteilen. Alle diese Maßnahmen,die nach 
richtiger Auffassung nur die Straße an die veränderte 
Verkehrssituation anpassen, also ihrer Verbesserung und 
Modernisierung dienen, können viele Monate, sogar Jahre 
in Anspruch nehmen. Der Senat hat außerdem ausgeführt 
und bleibt dabei, daß Arbeiten an Leitungen,Röhren und 
sonstigen Anlagen, die üblicherweise im Interesse der 
Allgemeinheit im Straßenkörper liegen oder mit ihm ver­
bunden sind, zu den Arbeiten an der Straße gehören,die 
der Anlieger bei Teilnahme am Gemeingebrauch grundsätz­
lich hinnehmen muß, ohne Entschädigung verlangen zu 
können. Die Revision hat zutreffend darauf verwiesen, 
daß auch diese Arbeiten - wie beispielsweise bei Fern­
heizungsanlagen - erheblichen Umfang annehmen können. 
Unvorhergesehene Bodeneinbrüche oder sonstige Schwie­
rigkeiten können dabei lang dauernde Verkehrsbehinde­
rungen verursachen.

Alle diese Überlegungen zeigen,daß die Grenzzie­
hung zwischen der entschädigungslos hinzunehmenden So­
zialbindung und der entschädigungspfliehtigen Enteig­
nung in Fällen dieser Art nicht allein danach erfolgen 
darf, welchem Zweck die Straßenbauarbeiten dienen, ob
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.es sich also um eine Ausbesserung oder Verbesserung der 
* Straße oder den Bau eines neuen Verkehrsweges oder ei­
ner Untergrundbahn handelt. Denn die Entwicklung der Ver­
kehrsverhältnisse und die Art, wie man den veränderten 
und gesteigerten Verkehrsbedürfnissen gerecht zu werden 
sucht, hat dazu geführt, daß Art und Umfang der an den 
Straßen vorgenommenen Arbeiten ein früher nicht gekann­
tes Ausmaß angenommen haben. Das hat zur Folge,daß die 
Inhaber von Gewerbebetrieben als Straßenanlieger infol­
ge dieser Arbeiten sich auch Behinderungen und Beschrän­
kungen ihres Gewerbebetriebes in einem weiteren Ausmaß 
gefallen lassen müssen. Der Senat ist aber der Meinung, 
daß diese Behinderungen - selbst wenn sie auf Arbeiten 
beruhen, die allein der Anpassung der Straße an die mo­
dernen Verkehrsbedürfnisse dienen - bei ungewöhnlicher 
Schwere den dadurch betroffenen Straßenanliegern nicht 
völlig entschädigungslos zugemutet werden können, ins­
besondere dann nicht, wenn sie an sich gesunde Gewerbe­
betriebe in ihrer Existenz gefährden. Andererseits ist 
zu bedenken: Arbeiten zur Schaffung einer Schienenbahn 
unter dem Straßenpflaster können zwar insoweit nicht 
mit den zuvor behandelten Ausbesserungs- und Moderni­
sierungsarbeiten verglichen werden, als sie nicht aus­
schließlich dazu dienen, die Verkehrsverhältnisse auf 
der Straße zu verbessern und ihren Bedürfnissen anzu­
passen, unter deren Pflaster die Balm verlegt wird und 
an der die mit Behinderungen für die Anlieger Verbun­
denen Arbeiten durchgeführt werden. Diese Arbeiten ha­
ben vielmehr eine Verkehrsbedeutung weit über die ein­
zelne Straße hinaus, so daß nicht gesagt werden kann, 
daß der Gemeingebrauch an der Straße, an der die mit 
den Behinderungen des Verkehrs verbundenen Arbeiten 
durchgeführt werden, von vornherein entsprechend ein-
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geschränkt sei und die Anlieger diese Arbeiten grund­
sätzlich entschädigungslos hinzunehmen hätten. Doch ha­
ben diese Arbeiten zumindest in aller Regel auch Bezug 
zu der Straße, unter deren Pflaster die neuen Gleisbah­
nen verlegt werden. Aus diesem Grunde und auch aus dem 
Gesichtspunkt der Sozialpflichtigkeit allen Eigentums 
müssen die Anlieger und besonders auch die gewerbetrei­
benden Anlieger an der betroffenen Straße die mit den 
Arbeiten zur Schaffung einer Unterpflasterbahn (U-Bahn) 
verbundenen Behinderungen bis zu einem gewissen Grad 
ebenfalls ohne Entschädigung hinnehmen, es muß ihnen 
jedoch, wenn die Beeinträchtigungen und Behinderungen 
ein bestimmtes Maß überschreiten, Entschädigung wegen 
Eingriffs in ihren als Eigentum geschützten Gewerbebe­
trieb gewährt werden.

Bei einer ähnlichen Konfliktsituation zwischen 
Privatpersonen gewährt § 906 BGB einen Ausgleich dann, 
wenn die Einwirkung die Benutzer des Grundstücks oder 
dessen Ertrag über das zumutbare Maß hinaus beeinträch­
tigt. Entsprechend dem in der Rechtsprechung entwickel­
ten Begriff der Enteignung ist deshalb hier zu prüfen, 
ob die Folgen des Eingriffs für den Anlieger nach Dau­
er, Art, Intensität und Auswirkung so erheblich sind, 
daß eine entschädigungslose Hinnahme ihm nicht mehr zu­
zumuten ist. Denn ein enteignender Eingriff setzt stets 
eine gewisse Stärke oder eine fühlbare Beeinträchtigung 
voraus, also das Überschreiten einer bestimmten "Opfer­
grenze " gegenüber der bloßen Sozialbindung. Diese Gren­
ze kann nicht nur zeitlich derart gezogen werden, daß 
jedermann Einschränkungen für bestimmte Wochen oder Mo­
nate hinzunehmen hat, weil das nicht sachgerecht wäre 
und dem Gleichheitssatz widersprechen könnte. Denn die-
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selbe Straßensperre oder Verkehrsbeeinträchtigung, die 
beispielsweise bei einem großen Warenhaus mit mehreren 
Eingängen sich auch nach Wochen kaum auswirkt, kann das 
benachbarte kleine Ladengeschäft, dessen Inhaber gerade 
noch das Existenzminimum erarbeitet, schon nach wenigen 
Wochen an den Rand des Ruins bringen. Deshalb muß immer 
auf die Art des Eingriffs und die Verhältnisse des ein­
zelnen betroffenen Anliegers Bedacht genommen werden:
Die Sperrung nur der Fahrbahn beeinträchtigt beispiels­
weise eine Tankstelle an dieser Straße schwerstens,wäh­
rend sie sich für ein Einzelhandelsgeschäft möglicher­
weise sogar umsatzsteigernd auswirkt. Auch die Beschrän­
kung des Fahrdammes mit gleichzeitiger Behinderung des 
Fußgängerverkehrs wirkt sich nicht für alle Anlieger 
gleichmäßig aus, denn die Mieter von Wohnraum in den 
angrenzenden Häusern werden diese Maßnahme kaum nach­
teilig empfinden, während es bei den Gewerbetreibenden 
darauf ankommt, wieweit sie auf den Kontakt mit den ver­
schiedenen Formen des Straßenverkehrs angewiesen sind. 
Die reinen Bürobetriebe werden meistens weniger geschä­
digt als Ladengeschäfte. Bei den Ladengeschäften werden 
große Warenhäuser mit mehreren Eingängen - wie gesagt - 
anders benachteiligt als kleinere Geschäfte. Bei Spe­
zialgeschäften mit einer großen Zahl von Filialen kön­
nen die Folgen möglicherweise teilweise durch eine Ver­
lagerung der Kundschaft auf benachbarte Filialen ausge­
glichen werden, während sich bei einem Ladengeschäft 
wie dem des Klägers sofort ein Rückgang des Umsatzes 
fühlbar machen wird.

3. Bei Anwendung dieser Grundsätze auf den vor­
liegenden Fall hat der Senat keine Bedenken gegen die 
Annahme des Berufungsgerichts, daß hier die Arbeiten
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für den Bau der U-Bahn im Bereich des Klägers bereits 
als Eingriff mit enteignendem Charakter zu werten sind. 
Denn die Fahrbahn vor dem Hause des Klägers wurde vom 
August 1963 bis März 1966, also für rund 2 1/2 Jahre für 
den Fährverkehr gesperrt oder stark behindert und in 
eine Baugrube verwandelt. Daneben wurde der Fußgänger­
verkehr für weitere 2 1/2 Monate zusätzlich stark be­
schränkt. Der Reingewinn des Klägers aus seinem Betrieb 
in der l^lstraße, der im Jahre 1962 noch
über 15.000 DM betragen hatte, ging nach den vom Beru­
fungsgericht gebilligten Gutachten des Sachverständigen 
Dr. im Jahre 1963 auf 12.279 DM, für 1964 auf
rund 5.800 DM, 1965 auf etwa 1.900 DM und 1966 auf rund 
3.600 DM zurück. Das Berufungsgericht hat festgestellt, 
daß dieser starke Rückgang des Gewerbeertrages nur zu 
einem kleinen Teil von etwa 5 1° auf die Herausnahme der 
Straßenbahn, sonst aber auf die Beeinträchtigung durch 
den U-Bahn-Bau zurückzuführen ist. Damit hatte sich der 
Ertrag aus dem Geschäft, in dem der Inhaber und seine 
Ehefrau mitarbeiteten, in kurzer Zeit auf einen Betrag 
gemindert, der nicht einmal zur Bestreitung des Exi­
stenzminimums ausreichte. Zwar hatte der Kläger noch 
einen weiteren Betrieb, doch konnte dieser nach dem vom 
Oberlandesgericht insoweit ebenfalls nicht beanstande­
ten Gutachten des Sachverständigen Dr. B ^ S H ^  die Schä­
den nicht auffangen, weil die beiden Betriebe zu weit 
voneinander entfernt liegen; beide Geschäfte müssen nach 
Lage, Umgebung und Betriebsführung je für sich betrach­
tet werden.

Der Senat bleibt weiter dabei, daß ein Anlieger­
betrieb in solchen Fällen einer vorübergehenden Ver­
kehrsbeschränkung durch Straßenarbeiten Umsatzrückgänge
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für einige Wochen oder gar Monate entschädigungslos 
hinnehmen muß, selbst wenn ihm zeitweise kein Gewinn 
bleibt,weil derartige Arbeiten an der Straße und die da­
mit verbundenen Verkehrsstörungen unvermeidlich sind, 
so daß ein gesunder Betrieb sie vorher einkalkulieren 
muß (BGH Warn 1964 Nr. 122). Das Berufungsgericht hat 
dem hier dadurch Rechnung getragen,daß es die Entschädi­
gung nicht für die ganze Zeit, sondern erst ab 1. Okto­
ber 1965 zugebilligt hat, obwohl die ersten Arbeiten und 
Behinderungen bereits im März 1963 begannen, wenn auch 
bis August noch mit Unterbrechungen. Das Berufungsge­
richt hat allerdings die ersten Monate deshalb unberück­
sichtigt gelassen, weil die Stadt in dieser Zeit nur 
Arbeiten an Versorgungsleitungen durchgeführt hat, die 
ein Anlieger immer entschädigungslos dulden müsse. Die­
ser Erwägung ist nicht zu folgen, weil hier diese Arbei­
ten nur wegen des U-Bahn-Baus notwendig wurden und da­
her nach den früheren Ausführungen nicht anders als die 
eigentlichen Bauarbeiten für die Untergrundbahn zu be­
handeln waren. Im Ergebnis ist die Entscheidung des Be­
rufungsgerichts insoweit jedoch nicht zu beanstanden, 
weil sie die von der Rechtsprechung geforderte Toleranz­
grenze beachtet und dafür einen genügend langen Zeit­
abschnitt entschädigungsfrei gelassen hat.

Der Senat hat weiter erwogen, ob etwa der Kläger 
unter diesem Gesichtspunkt gehalten war, die Unkosten 
seines Betriebes für die Zeit der Verkehrsbehinderun­
gen dadurch zu senken, daß er einen Teil seines Perso­
nals entließ. Der Kläger hatte damals einen Lehrling 
und zwei Gehilfen, wobei er durchweg seine Lehrlinge 
nach Beendigung der Lehrzeit als Gehilfen zunächst
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weiter beschäftigte. Der Sachverständige hat aber aus­
geführt, daß der Betrieb des Klägers diesen Personalbe­
stand benötigte und gerade Zeiten einer vorübergehenden 
Flaute durch verstärkten Personaleinsatz auszugleichen 
versuchen müsse; das Berufungsgericht hat diese Ausfüh­
rungen gebilligt. Ein Rechtsfehler ist insoweit nicht 
erkennbar, zumal bei der schon damals angespannten Per­
sonallage dem Kläger die Entlassung eines Gehilfen we­
gen einer nur vorübergehenden Störung nicht zuzumuten 
war.

II.

Die Entscheidung über die Höhe des Anspruchs läßt 
sich dagegen nicht ganz halten, soweit das Berufungs­
gericht auch eine für die Zukunft erwartete Zuwachsra­
te bei den Umsätzen für Drogerien in ffflHIHi berück­
sichtigt hat.

Die Entschädigung bei einer Enteignung ist un­
ter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemein­
heit und der Beteiligten zu bestimmen (Art. 14 GG).
Sie muß angemessen sein und soll grundsätzlich den 
eingetretenen Vermögensverlust ausgleichen. Trotz die­
ser Ausgleichsfunktion ist die Enteignungsentschädi­
gung kein Schadensersatz, so daß der Betroffene nicht 
etwa verlangen kann, für alle Zukunft so gestellt zu 
werden, wie wenn der Eingriff nicht vorgenommen wor­
den wäre. Die Enteignungsentschädigung ist vielmehr 
- von gesetzlichen Ausnahmen abgesehen - nach Umfang 
und Höhe durch den Wert des entzogenen Objekts be­
schränkt. Anders als der Schadensersatz ist die Ent­
eignungsentschädigung ihrem Wesen nach nicht darauf
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gerichtet, don Kingriff ungeschehen zu machen, Sie muß 
sich vielmehr Grundsatz lieh nach der durch den Eingriff 
herbeigeführten Wertänderung des betroffenen Vermögens 
bestimmen. Der Geldwert, den der Betroffene anstelle des 
entzogenen Sachwertes erhalten soll, ist deshalb an dem 
Verkehrswert der entzogenen "Substanz" und nicht an ei­
ner hypothetischen Vermögensentwicklung auszurichten.

Obwohl also grundsätzlich nur Entschädigung für 
die entzogene Vermögenssubstanz zu gewähren ist, hat 
die Rechtsprechung gleichwohl bei vorübergehenden Ein­
griffen insbesondere in einen Gewerbebetrieb die Zu­
billigung eines Ertragsverlustes gestattet. Das ist aber 
in Wahrheit nur eine vereinfachte Berechnung für die 
Folgen einer vorübergehenden Substanzentziehung (BGHZ 
23, 157/172; 30, 338/351; BGH Urteil vom 10.Juni 1954 
- Ill ZR 89/53, insoweit BGHZ 13, 395 nicht abgedruckt; 
Urteil vom 25. Juni 1964 - III ZR 142/63 = WM 1964,
1149; Urteil vom 14. Juli 1965 - III ZR 2/64 = Warn 
1965 Nr. 177 = NJW 1965, 2101).

Bewirkt beispielsweise der Eingriff in einen Ge­
werbebetrieb dessen endgültige Schließung, dann muß 
der Wert des Betriebes ermittelt und dieser Betrag als 
Entschädigung geleistet werden, damit der Inhaber die­
sen Ersatzbetrag entsprechend nutzbringend verwerten 
kann. Bei einer vorübergehenden Schließung des Betrie­
bes müßte deshalb zunächst der Gesamtwert des Betrie­
bes ermittelt, danach die entgangene Nutzung oder Ver­
zinsung dieses Kapitals errechnet und hiervon für die 
streitige Zeit ein entsprechender Teil zugesprochen 
werden. Der Einfachheit halber hat die Rechtsprechung
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bei vorübergehenden Eingriffen zugelassen,daß ohne die 
Ermittlung des Betriebswertes, die nur mit erheblichen 
Schwierigkeiten möglich ist, sofort der für diese Zeit 
ausgebliebene Ertrag aus der entzogenen Vermögenssub­
stanz zugesprochen wird, weil das als die angemessene 
Nutzung des im Betrieb steckenden Substanzwertes be­
trachtet werden kann.

Dabei bleibt aber grundsätzlich zu beachten, daß 
mit der Enteignungsentschädigung nur dasjenige entschä­
digt wird, was im Augenblick des Zugriffs vorhanden ist 
und genommen wird. Deshalb ist für die Berechnung einer 
Enteignungsentschädigung immer nur der Substanzwert im 
Augenblick der Entziehung maßgebend und darf die hypo­
thetische Weiterentwicklung nicht berücksichtigt wer­
den. Beispielsweise darf für ein Grundstück bei der Ent­
eignungsentschädigung nicht eine höhere Qualität berück­
sichtigt werden, die dieses Grundstück noch nicht beses­
sen hatte und infolge der Enteignung nicht mehr errei­
chen kann. Bei der Enteignungsentschädigung haben also 
anders als im Schadensersatzrecht die in der Zukunft 
möglichen Wertverbesserungen, die ohne die Enteignung 
und ihre zugrunde liegenden Planungen eingetreten wä­
ren, unberücksichtigt zu bleiben (BGHZ 30, 281/287; BGH, 
Urteil vom 29. November 1965 - III ZR 39/64 = Warn 1965 
Nr. 246).

Danach durfte das Berufungsgericht bei Errech­
nung des entgangenen Ertrages nicht eine sogenannte 
Zuwachsrate für die Zukunft einsetzen. Das Oberlan­
de sgericht ist insoweit dem Gutachten von Dr. B ^ H ^  
gefolgt, der errechnet hat, daß alle Dro­
gerien in den weiteren Jahren eine ständige laufende
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Umsatzsteigerung gehabt hätten; das Berufungsgericht 
hat eine solche durchschnittliche Zuwachsrate auch bei 
dem Kläger für die Zeit von 1963 bis 1966 berücksich­
tigt, und ist bei Errechnung des eingetretenen Scha­
dens von diesem höheren "potentiellen" Umsatz ausge­
gangen. Das war unrichtig, denn das Berufungsgericht 
durfte nur von dem im Augenblick des ersten Eingriffs 
vorhandenen Substanzwert (Betriebswert) ausgehen, der 
sich auch nach dem Umsatz und dem Ertrag richtete.Bei 
einer Vollenteignung hätte der Kläger nur diesen Be­
trag erstattet bekommen,also ohne Berücksichtigung der 
Werterhöhung, die möglicherweise für seinen Betrieb in 
der Zukunft eingetreten wäre. Er hätte nur diesen Be­
trag zum Ausgleich des Substanzverlustes gewinnbringend 
anlegen können. Bei der Entschädigung für einen vorüber­
gehenden Eingriff mußte der Schaden ebenso nach dem 
Wert des Betriebes im Augenblick des ersten Eingriffs 
errechnet werden, so daß also der in Zukunft zu erwar­
tende Zuwachs außer Betracht bleiben mußte.

Der Sachverständige Dr. bat bei Errech­
nung des Umsatzes für diese Zuwachsraten im Gutachten 
vom 14. August 1968 in der Zeit vom 1. Oktober 1963 
bis 31. März 1966 insgesamt 33.400 DM eingesetzt.läßt 
man diesen Zuwachs außer Betracht, dann ermäßigt sich 
der^vom Sachverständigen errechnete entgangene Ertrag 
für diese Zeit um 10.590 DM, so daß rund 20.000 DM 
als Entschädigung verbleiben.

I I I .

Die weiter von der Revision gegen die Höhe der 
Entschädigung vorgetragenen Bedenken sind imbegründet.
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Unerheblich ist insbesondere der Vortrag der Revi­
sion, daß die beklagte Stadt mit dem U-Bahn-Bau Aufgaben 
verfolge, die im öffentlichen Interesse lägen. Denn das 
ist die notwendige Voraussetzung für die Zulässigkeit der 
Enteignung und darf nicht nochmals bei der Höhe der Ent­
schädigung zum Nachteil des Betroffenen berücksichtigt 
werden. Auch der Hinweis auf die Belastung der Beklagten 
durch die hohen Kosten liegt neben der Sache, weil zu­
nächst diese Kosten nur im Verhältnis zu den Kosten des 
Gesamtobjekts gesehen werden dürfen und die Entschädi­
gung nicht nach der Leistungsfähigkeit des Begünstigten, 
sondern nach dem Wert des entzogenen Vermögensobjekts zu 
bemessen ist; die Herabsetzung einer Enteignungsentschä­
digung wegen einer Bedürftigkeit des Begünstigten würde 
gegen den Gleichheitssatz verstoßen (BGHZ 19, 139/151;
BGH Warn 1964 Nr. 21). Im übrigen hat sich das Oberlan­
desgericht bei Festsetzung der Entschädigung durchweg 
dem Gutachten des Sachverständigen angeschlossen und da­
nach die angemessene Entschädigung unter Anwendung des 
§ 287 ZFO geschätzt. Rechtsfehler bei Ausübung dieses 
weiten Ermessensspielraumes sind nicht dargelegt.



/Vuf die Revision der Beklagten muß daher - unter 
ihrer Zurückweisung im übrigen - nur die Verurteilung 
auf insgesamt 20,000 DM ermäßigt werden.

\

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 97, 91, 92 ZPO.

Meyer

Dr. Beyer

Dr, Kreft

Gähtgens

Dr. Arndt
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